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I. VerorinmiUM unk! Entscheidungen.
i.

(Verwendung von Zaponlack in derLufter - und Knnst-
bronze Fabrikation .)

Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 26 . Jänner 1900,
Z . 5173 (M .-Z . 31567/V1I . Beziik ), an das magistratische
Bezirksamt für den VII . Bezirk:

In Erledigung und unter Rückschluss der Beilagen des Berichtes vom
11 . Oktober 1898 , Z . 7486 , betreffend die Verwendung von Zaponlack in der
Luster - und Kunstbronzewarenfabrik der Firma Zeißer , Habiger L Comp,
in Wien wird dem magistratischen Bezirksamte zufolge Erlasses des hohen
k. k. Ministeriums des Innern vom II . Jänner 1899, Z. 1123, auf Grund
der an dieses Ministerium gerichteten Note des k. und k. Reichs -Kriegsministerinms
vom 7 . Jänner 1899 ) Abthcilnng 7 , Z . 8018 ex 1898 , zur weiteren Ver¬
anlassung eröffnet , dass im vorliegenden Falle die Verwendung von Zaponlack
zu gestatten wäre , und dass die für diesen vom magistratischen Bezirksamts in
Aussicht genommenen Sicherheitsmaßnahmen als hinreichend anzuuehmen sind.

Was die vom magistratischen Bezirksamt - aufgeworfene Frage der
principiellen Zulassung der Celluloidlacke anbelangt , hat das Technische Militär-
Comite diesfalls unter Sektion IV , Nr . 1367 , vom 6. December 1898 , die
nachstehende Äußerung abgegeben:

„Der Zaponlack wurde sud Sektion IV , Nr . 860 ex 1898 , als eine
nnexplosive und den Einschränkungen des Pulvcrmonopols nicht unterliegende
Substanz bezeichnet.

Die ans Grund dieses Gutachtens angcstrebtc Verallgemeinerung der
Zulassung aus die Celluloidlacke überhaupt hält das Militär - Comits nicht für
statthaft.

Die unter dem Namen „ Celluloidlacke " bekannten Stoffe bestehen aus Auf¬
lösungen von Collodiumwolle oder Celluloid.

Die Collodiumwolle bildet einen wesentlichen Bcstandiheil rauchschwachen
Pulvers ; das im Zaponlack verwendete Celluloid wird wohl nicht zum Schießen
verwendet ; eine Änderung in dessen Stickstoff , und Kampfergehalt vermag
jedoch dessen Eignung zum Schießmittel herbeizuführen . Der Monopolbehörde
muss daher das Recht gewahrt bleiben , ans Grund der Zusammensetzung der
in technischen Betrieben zu verwendenden bezüglichen Artikel von Fall zu Fall
deren Zulässigkeit festzustellen ."

Infolgedessen kann laut des oben bezogenen Erlasses des erstgenannten
hohen Ministeriums die principielle Zulassung der Celluloidlacke mit Rücksicht
ans deren wechselnde Zusammensetzung nicht ausgesprochen werden.

2.

(Bestallung eines kaiserlich japanischen Consnls in
Wien .)

Die k. k. » .-ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 9 . Mai 1900,
Z . 264b/Pr . (M .-Z . 69302/XVlll ) , Nachfolgendes dem Wiener-
Magistrate eröffnet:

Seine k. und k. Apostolische Majestät habe » mit Allerhöchster Entschließung
vom 9 . April 1900 dem österreichischen Staatsangehörigen Felix Fischer in
Wien die Annahme des ihm verliehenen Postens eines kaiserl . japanischen
Consnls in Wien unter der Bedingung , dass hzednrch in seinen staatsbürger¬
lichen und Jurisdictionsverhältniffen keinerlei Änderung eintrete , allergnädigst
zu gestatten und dem bezüglichen Bestallungs -Diplome desselben das Allerhöchste
Exequatur huldreichst zu ertheilen geruht.

Von dieser Allerhöchsten Schlussfaffung wird mit dem Beifügen Mit¬
theilung gemacht , dass der Genannte in seiner amtlichen Eigenschaft anzn-
erkennen und zur Ausübung seiner Cousularfunctionen zuzulassen ist.

3.

(Besitz der Gemeinde an öffentlichen Wegen .)
Bescheid des k. k. Bezirksgerichtes Hietzing (Abtheilung III)

vom 13 . Juni 1899:
Der k. k. oberste Gerichtshof hat in der Rechtssache der Gemeinde Wie »,

Klägerin , vertreten durch den Vice - Bürgermeister Dr . Josef Neumayer,
wider Josef Weidmann , Realitätenb -sitzer in Wien , XIII ., Hietzinger Haupt¬
straße 6, Beklagten , vertreten durch Dr . Karl Mein dl , wegen Besitzstörung
infolge Nevisionsrecurses der Klägerin gegen den Beschluss des k. k. Landes-
gerichtes Wien als Recnrsgcricht vom 4 . Mai 1899 , G .-Z .-R X V124/17 ox 1899,
insofern mit demselben jener Theil des Endbeschlnffes des k. k. Bezirksgerichtes
Hietzing vom 27 . März 1899 , C. Ill 816/14 ox 1898 , in welchem erkannt wurde,
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dass der Beklagte den Rechtsbesitz der Gemeinde Wien an dem über die Parcelle
Nr . 870 führenden öffentlichen Gehwege zur Einsiedelei gestört habe , abgeändert,
das Klagebegehren auch in diesem Punkte abgewiesen und die Gemeinde Wien
zum Ersätze der Process - und Necurskosten verhalten wurde , folgenden Beschluss
gefasst:

Dem Revisionsrecurse wird Folge gegeben , der angefochtene Theil des
Beschlusses des Recursgerichtes abgeändert und der Endbeschlnss der ersten
Instanz unter Eliminierung der Bezeichnung des Gehweges als eines „ öffent¬
lichen " und unter Eliminierung der für den Fall der weiteren Störung des
Besitzes erfolgten Androhung eines Pönsalles von 200 fl . wiederhergestellt.
Auch hat der Beklagte der Gemeinde Wien die augesprochenen Kosten des
Revisionsrecurses im Betrage von 3 fl. binnen 14 Tagen bei Execution zu
bezahlen.

Begründung.

Der Revisionsrecnrs der Gemeinde Wien stellt sich, insoweit derselbe die
Entscheidung der Hauptsache bezüglich der Parcelle Nr . 870 in Ober -St . Veit
betrifft , als ein begründeter dar.

Die Gemeinde Wien anerkennt das Eigenthumsrecht des Beklagten auf
diese Parcelle und behauptet lediglich , dass sie sich im Besitze der von ihr aus-
geübten Dienstbarkeit des öffentlichen Gehweges über diele Parcelle befinde.

Aus den Aussagen der vernommenen Zeugen ergibt sich nicht nur , dass
der ganze Promenadeweg von der Franz Karlstraße bis zur Einsiedelei , also
auch der strittige Theil , der über die dem Beklagten gehörige Parcelle Nr . 870
führt , schon vor der im Jahre 1892 erfolgten Vereinigung der Gemeinde
Ober - St . Veit mit der Gemeinde Wien und auch seither bis zu der von Seite
des Beklagten erfolgten Errichtung der Planken von den Gemeindemitgliedern
von Ober -St . Veit stets wie ein öffentlicher Gehweg benützt wurde , sondern
auch , dass dieser Weg seit dem Jahre 1892 bis zu der Errichtung der Planken
von städtischen Arbeitern mit städtischem Materiale und über Auftrag der zur
Instandhaltung der Straßen und Wege berufenen Gemeindeorgane ausgebessert
und erhalten wurde.

Diese Handlungen genügen vollkommen zur Erwerbung des Rechtsbesitzes
seitens der Gemeinde Wien . Ein Beschluss der Gemeindevertretung Wiens war
zur Erwerbung dieses Nechtsbesitzes nicht erforderlich , weil die Gemeindeorgane
innerhalb ihres Wirkungskreises als Machthaber der Gemeinde anzusehen sind.

Der Umstand , dass sowohl die Gemeindemitglieder , als auch die Ge¬
meindeorgane den ganzen Weg für einen öffentlichen hielten , schließt die Er¬
werbung des Besitzes einer bloßen Dienstbarkeit nicht aus , weil das Eigen¬
thumsrecht das Gebrauchsrecht in sich begreift und der Rechtsbesitz , ebenso wie
der Sachbefitz ein rein factisches , von allen rechtlichen Grundlagen unabhängiges
Verhältnis ist, daher es bei der Erwerbung eines solchen Besitzes im Sinne
der ZZ 309 und 312 B . G .-B . genügt , dass derjenige , welcher den Besitz eines
Rechtes ausübt , den Willen hat , den Inhalt dieses Rechtes im eigenen Namen,
respective bei Stellvertretungen im Namen des Vertretenen ausznüben , ohne
dass es nothwendig wäre , die besondere Natur des ausgeübten Rechtes zu
kennen.

Ebensowenig war zur Erwerbung dieses Rechtsbesitzes eine besondere
Gestattung seitens des Beklagten erforderlich , weil Z 315 B . G . B . auch eine
eigenmächtige , mittelbare Besitzergreifung zerlässt , dieser Rechtsbesitz durch eine
Reihe von Jahren öffentlich ausgeübt wurde , und diese Ausübung von dem
Beklagten , der demzufolge auch wahrnehmen musste und dem sie, wie ans seinem
Briefe vom 13 . October 1897 und ans seiner Unterredung mit dem städtischen
Ober -Ingenieur Trnka hervorgeht , auch bekannt war , geduldet wurde . Das
Klagebegehren ist auch keineswegs unbestimmt , weil unter dem Ansdrucke
„Rechtsbesitz an dem über die Parcelle Nr . 870 führenden Gehwege " nichts
anderes als der Besitz der Servitut des Fußsteiges im Sinne des Z492 B . G .-B.
verstanden werden kann.

Der Endbeschluss des ersten Richters war daher wiederherzustellen,
jedoch war die Bezeichnung des Gehweges als eines „ öffentlichen " zu eliminieren,
weil die Klägerin selbst das Eigenthumsrecht des Beklagten an der Parcelle
Nr . 870 anerkannt hat , der über dieselbe führende Weg daher nicht ein öffent¬
licher , sondern ein Privatweg ist. Ebenso war die in dem erstrichlerlichen Be¬
schlüsse für den Fall der weiteren Störung des Besitzes erfolgte Androhung
eines Pönsalles von 200 fl. von amtswegen zu eliminieren , weil über die
Frage , in welcher Weise das Erkenntnis seinerzeit zu vollstrecken sein wird,
nicht schon in dem Erkenntnisse selbst, sondern erst dann zu entscheiden ist,
wenn der Fall der Zwangsvollstreckung eingetreten sein wird.

Dagegen kann dem Begehren der Recurrentin , den Beklagten zum
Ersätze der Processkosten zu verhalten , keine Folge gegeben weiden , und kann
auch auf die von dem Beklagten in seinem Recurse zweiter Instanz gegen die
Entscheidung im Kostenpunkte erhobene Beschwerde keine Rücksicht genommen
werden , weil die in dem Beschlüsse erster Instanz ausgesprochene gegenseitige
Aufhebung der Gerichtskosten der Bestimmung des Z 13 C.-P .-O . entspricht,
da der Processauswand , welcher sich auf den die Parcelle Nr . 870 betreffenden
Punkt des Klagebegehrens bezieht , mit dem Processanfwande , welcher sich auf
die übrigen drei Punkte des Klagebegehrens bezieht , ziemlich gleichwertig ist.
Die Entscheidung bezüglich der Kosten des Rcvisionsrecurses gründet sich auf
die Bestimmungen der ZZ 41 und 50 C.-P .-O.

Von dieser Entscheidung des k. k. obersten Gerichtshofes vom 31 . Mar
1899 , Z 8305 , werden Euer Wohlgeboren in Kenntnis gesetzt.

4 .
(Bestallung eines chilenischen Generalkonsuls in

Wien .)
Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 10 . October

1900 , Z . 6093/8 (M .-Z . 112111/XVIII ) , dem Magistrate Nach¬
folgendes eröffnet:

Seine k. und k. Apostolische Majestät haben mit Allerhöchster Entschließung
vom 9 . September d. I . dem Bestallungs -Diplome des zum chilenischen General-
consul i» Wien ernannten Victor Grez  das Exequatur huldreichst zu ektheilen
geruht.

Nach dem Wortlaute dieses Bestallungs -Diplomes erstreckt sich der Amts¬
sprengel des neuen Titulärs nicht bloß auf Wien , sondern auf die gesammte
diesseitige Reichshälfte.

Weiters wird laut einer im Wege der k. und k. Botschaft in Berlin von
dem dortigen Gesandten der chilenischen Republik eingeholten Auskunft der
bisherige chilenische Consularvertreter in Wien , Bi sieg hi , in seiner Eigenschaft
als Honorar - Consul dem neuen Titulär untergeordnet sein.

Hievon wird mit dem Bemerken Mittheilnng gemacht , dass der Genannte
in seiner amtlichen Eigenschaft anznerkennen und zur Ausübung seiner Con-
sularfunctionen zuzulassen ist.

5.
(Über die Auflösung von Gehilfen -Krankeneassen
nnd Beschlussfähigkeit von Genossenschasts - Ver¬

sammlungen . )
Die k. k. n .-ö. Statthalterei in Wien hat mit dem Erlasse

vom 23 . October 1900 , Z . 92720 ( M .-Z . 115495/XV11I ) ,

Folgendes dem Magistrate bekanntgegeben:
Das k. k. Handelsministerium hat mit dem Erlaffe vom 29 . September

1800 , Z . 42532 , nach mit dem Ministerium des Innern gepflogenem Ein¬
vernehmen dem Recurse der Genossenschaft der Maschinenbauer und Mechaniker rc.
in Wien gegen die Stalthalterei -Entscheidung vom 12 . Juli 1900 , Z . 62306,
mit welcher in Bestätigung des Bescheides des Magistrates vom 1L Mai 1900,
Z . 68627 , der in der Versammlung dieser Genossenschaft vom 17 . Mai 1900
gefasste Beschluss , corporativ der Allgemeinen Arbeiter -Kranken - und Unter-
stützungscassa in Wien beizntreten , als gesetzwidrig aufgehoben wurde , keine
Folge zu geben und zu erkennen gefunden , dass dieser Beschluss , da derselbe
in einer Genossenschafts -Versammlung gefasst wurde , zu welcher entgegen der
Anordnung des Z 119 , Alinea 2 der Gewerbeordnung und des Z16 der Ge-
nossenschaflsstatnten Vertreter der Gehilfen - Versammlung nicht beigezogcn
waren , der Rechtswirksamkeit entbehrt.

Hiebei hat das Ministerium bemerkt , dass dieser Beschluss , selbst wenn
er in einer gesetzmäßig einberufenen Genossenschafts -Versammlung gefasst
worden wäre , zu seiner Durchführung noch der Zustimmung der in ihrem Fort¬
bestände berührten Gehilfen -Krankencaffa und zudem der Genehmigung der
k. k. Statthalterei bedurft hätte.

Das letztere Erfordernis ergibt sich ans dem Umstande , dass das be¬
hördlich genehmigte Statut der Gehilfen -Krancassa , welches dermalen die Grund¬
lage für die Krankenversicherung der der recurricrenden Genossenschaft ungehörigen
Gehilfen bildet , gemäß Z 126 der Gewerbeordnung als ein integrierender
Bestandtheil des Genoffenschastsstatntes anzusehen ist, und daher aus dem
Complexe der für die Genossenschaft und ihre Aunexinstitutionen bestehenden
statutarischen Festsetzungen nicht ohne Genehmigung der politischen Landes¬
behörde ausgeschieden werden kann.

«.
(Seeversicherung amtlicher Geld - und Wertsendungen

bei Lloydsahrttn im Verkehre nach und von in¬
ländischen Hafenorten .)

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 26 . October

1900 , Z . 6423/Pr . (M .-Z . 115597/111 ) , Nachstehendes bekannt¬
gegeben:

Das k. k. Handelsministerium hat unterm 21 . September 1900 , Z 40280,
an das k. k. Ministerium des Innern die Mittheilnng gemacht , dass mit
l . October 1800 die Seeversicherung ämtlicher Geld - und Wertsendungen bei
Ltoydfahrten im Verkehre » ach und von inländischen Hafenorten aufgehoben
wird und die Postanstalt auch in diesem Verkehre die Haftung für Verluste rc.
in Fällen höherer Gewalt übernimmt.

Von dieser auch im Post - und Telegraphen -Verordnungsblatte kund¬
gemachten Bestimmung werden hiemit alle Bezirkshauptmaunschafteu , die
Polizei -Directivn Wien , das Magistrats -Präsidium in Wien und die Stadt-
räthe in Wr .-Nenstadt nnd Waidhofe » a . d. Dbbs unter Bezugnahme aus den
hicrortigen Erlass vom 31 . December 1883 , Z . 8418/Pr . in Kenntnis gesetzt.
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7.
(Das Privatspital der Großgemeinde Siklüs im
Comitate Barauya — ei» öffentliches Kraukenhans .)

Das königlich ungarische Ministerium des Innern in Bndavest hat mit Zu¬
schrift vom 2 . November 1900 , Z . 112379 , mitgetheilt , dass dem Privatlpitale der
Großgemeinde Sitlüs im Comitate Barauya vom 1. November 1900 an der
Charakter eines öffentlichen Krankenhauses verliehen und dass die Verpflegs-
kosten für die ans Kosten des Landesverpflegsfondes und des Staatsärars
verpflegten Kranken mittäglich 1 X46I >festgesetzt wurden . (M .-Z . 121590/XVI .)

8 .
(Das Anssichtsrccht gegenüber registrierten Hilfs

cassen.)
Die k. k. ii.-ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 3 . No¬

vember 1900 , Z . 96658 (M .-Z . 1 l8119/XVIII ), dem Magistrate
Nachfolgendes eröffnet:

Das k. k. Ministerium des Innern hat mit dem Erlasse vom 22 . Oc-
tober 1900 , Z . 80863 , über den Necurs der registrierten Hilfscassa „Die
Familie " in Wien gegen die hierämtliche Entscheidung vom 23 . Juni 1900,
Z . 34252 , mit welcher dem Ansuchen der Cassa um theilweise Abänderung der
ihr vom magistratischen Bezirksamt «: siir den IX . Bezirk in Wien unterm
9 . Jänner 1900 , Z . 46657 , in Handhabung des Anssichtsrechtes ertheilten
Aufträge nicht stattgegeben wurde , die Verfügung des magistratischen Bezirks¬
amtes in den angefochtenen Punkten mit Ausnahme des Auftrages , den Dircctor
wegen Unterlassung der Einhebung der Bcitragsgebüren zur Verantwortung
zu ziehen und zur Ersatzleistung zu verhalten , zu bestätigen , von dem letzteren
Aufträge aber abzusehen gefunden.

Hiezu hat derselbe Folgendes bemerkt:
Der Anstrag , dass die Mitgliederbeiträge individuell zu registrieren sind,

ist insofern gerechtfertigt , als die Hilfscassen nach ß 30 des Gesetzes vom
16 . Juli 1892 , R .-G .-Bl . Nr . 202 , verpflichtet sind , über Einnahmen und
Ausgaben ordnungsmäßige Rechnung zu führen , eine ordnungsmäßige Rechnungs¬
führung aber derart eingerichtet sein muss , dass aus derselben sich ergibt,
welche ' Mitglieder ihrer Verpflichtung zur Beitragsleistung nachgekommen sind,
und welche diese Pflicht nicht erfüllt haben , und weil die Aufsichtsbehörde
ihrerseits die Einhaltung der gesetzlichen Verpflichtungen seitens der Cassa zu
überwachen hat (Z 85 IsA . eit .) und ihr auch insbesondere , wie sich aus der
Bestimmung des Z 38 des Gesetzes ergibt , eine Controls hinsichtlich der
ordnungsmäßigen Einhebung der Beiträge zusteht.

Diesen gesetzlichen Anforderungen ist die Cassa bisher nicht nachgekommen
und die Aufsichtsbehörde war daher zu einer diesbezüglichen Verfügung be¬
rechtigt und verpflichtet.

Die Cassa aber wird den hiebei zugrundeliegenden Absichten auch dann
Nachkommen , wenn sie zwar nicht für jedes Mitglied ein besonderes Conto
führt , wohl aber alle Einzahlungen jedes einzelnen Mitgliedes entsprechend
— etwa in dem vorgeschriebenen Mitglieder -Verzeichnisse — registriert.

Desgleichen ist der Auftrag , für die correcte Einhebung der Beitritts-
gebüren Sorge zu tragen , gerechtfertigt , weil nach Z 6 des Statutes die
Zahlung dieser Gebüren , abgesehen von den im ß 10 des Statutes bezeichneten
Fällen , zu welchem übrigens der individuelle Beitritt von Mitgliedern anderer
aufgelöster Vereine und Hilfscassen nicht gehört , direct vorgeschriebe « ist.

Wenn sich in dem Necurse darauf berufen wird , dass von dem Vor¬
stande beschlossen worden sei, die Gebüren den Aquisiteuren zu überlassen , so
ist zu bemerken , dass dieser gesetzwidrige Beschluss die Gesetzmäßigkeit dieses
Auftrages nicht zu erschüttern vermag.

Da nämlich diese Gebüren zu den Einnahmen der Cassa gehören , die
Aquisiteure aber für ihre Bemühungen ohnehin hohe Provisionen zugesichert
erhalten haben , so involviert dieser Beschluss eine gesetz- und statutenwidrige
Verwendung des Cafsavermögeus , welcher die Aufsichtsbehörden , insolange
die oberwähnte statutarische Bestimmung über die Einhebnng der Beitritts-
gebüren besteht , unbedingt , im äußersten Falle selbst durch Auflösung der Cassa
(Z 38 des Gesetzes) zu begegnen haben.

Es würde übrigens kein Anstand dagegen obwalten , die mehrcitierte
statutarische Bestimmung zu beseitigen.

Auch dem weiteren Aufträge , dass die Abfuhr der Beiträge seitens der
Jncassanten in kurzen Zeitabschnitten , etwa allwöchentlich erfolge , können ge¬
gründete Einwendungen nicht entgegenhalten werden , weil eine ordnungs¬
mäßige Rechnungsführung über die Einnahmen dadurch bedingt ist, dass die
Abrechnung mit den Jncassanten in thunlichst kurzen Zeitabschnitten erfolge,
und weil es der Anordnung des Z 29 . des Gesetzes über die sichere und
zinsbringende Anlage des Vermögens gewiss nicht entspricht , dass die eiu-
langenden Gelder länger , als unbedingt erforderlich , in der Verwahrung des
Jncassanten bleiben.

Wenn aber die Cassa behauptet , dass sie diesen Aufträgen nicht nach-
znkommen vermag , so ist demgegenüber zu bemerken , dass Cassen , welche die
gesetzlichen Bedingungen nicht zu erfüllen vermögen , nicht lebensfähig sind.

Die Beilagen des Berichtes des magistratischen Bezirksamtes sür .den
XIV . Bezirk äs prass . 16 . August 1900 , Z . 17397 , folgen zur Einsichtnahme
für den Wiener Magistrat behufs Danachachtung in gleichen Fällen mit der
Aufforderung für das Bezirksamt zurück , die Verhältnisse der Cassa mit der
größten Aufmerksamkeit zu verfolgen und sobald sich eine der im Z 38 des Ge¬
setzes angegebenen Voraussetzungen ergibt , sofort wegen Auflösung der Cassa
zu berichten.

S.
(Form des Abschlusses von Lehrverträge » mit groß-

jährigen Lehrlingen .)
Die k. k. n.-ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 6. November

1900 , Z . 95826 (M .-Z . 120509/XV1II ), dem Wiener Magistrate
Nachstehendes zur Kenntnis gebracht:

Das k. k. Handelsministerium hat laut Erlasses vom 18 . November 1900,
Z . 47229 , dem Necurse der Genossenschaft der Dachdecker in Wien gegen die
Statthalterei - Entscheiduug vom 10 . Juli 1900 , Z . 55078 , mit welcher unter
Bestätigung des Bescheides des Wiener Magistrates vom 5 . April 1900,
Z . 18533 , die genannte Genossenschaft verhalten wurde , den zwischen dem
DachdeckerJosefBekerthy in Wien und dem Hermann Drabekabgeschlossenen
Lehrvertrag im genossenschaftlichen Protokollbuche zu verzeichnen , Folge zu
geben und die genannte Genossenschaft von der Pflicht , den erwähnten Lehr¬
vertrag in ihrem Protokollbuche zu verzeichnen , loszuzählen gefunden.

Diese Entscheidung stützt sich auf folgende Gründe:
Durch die Bestimmung des Z 99 der Gewerbe -Ordnung ist eine besondere

Form für den Abschluss von Lehrverträgen , zu welcher auch die obligatorische
Eintragung des Vertrages im genossenschaftlichen Protokollbuche gehört , lediglich
hinsichtlich ' der minderjährigen Lehrlinge vorgeschrieben , und es kann auch keine
Genossenschaft weitergebende , die Vertragsform mit großjährigen Lehrlingen be¬
stimmende Normen rechtsgiltig festsetzen. Die Form der mit großjährigen Lehrlingen
abzuschließenden Lehrverträge hat die Gewerbe -Ordnung den vertragschließenden
Parteien frei gelassen , und für diesen Fall namentlich keinerlei Verpflichtung
der Genossenschaft zur Verzeichnung des zustande gekommenen Vertrages in
ihrem Protokollbuche statuiert . ^

Wenn sich die k. k. Statthalterei in der angefochtenen Entscheidung ans
den Erlass des k. k. Handelsministeriums vom 10 . Juni 1900 , Z . 25253,
stützte , mit welchem die Ausscheidung einer Bestimmung aus den Statuten der
Wiener Dachdecker-Genossenschaft angeorduet wurde , laut welcher „der aufzn-
dinqende Lehrling das 24 . Lebensjahr nicht überschritten haben darf " , so er¬
schien dies für diesen Fall nicht zutreffend , weil durch diese Maßnahme nach
deren klarem Wortlaute nur die Beseitigung einer von der Genossenschaft ge¬
troffenen gesetzwidrigen Einschränkung des für jedermann offenen Eintrittes
in ein Lehrverhältn 'is verfügt wurde , ohne dass hiedurch irgendwie eine im
Gesetz- nicht vorgesehene Form für Vertragsabschlüsse mit großjährigen Lehr¬
lingen statuiert und die Genossenschaft zur Mitwirkung hiebei verpflichtet
worden wäre . Denn unter der „Aufdingung des Lehrlings " sind nicht so sehr die
für den Vertragsabschluss etwa vorgeschriebenen Formalitäten , sondern m erster
Linie der Vertragsabschluss selbst, das heißt , die Aufnahme des Lehrlings seitens
des Lehrherrn zu erblicken, welche, wie bereits besagt , bei großjährigen Lehr¬
lingen an eine in der Gewerbe -Ordnung vorgeschriebene Form nicht ge¬
bunden ist. . .

Durch diese Entscheidung wird selbstverständlich weder die Frage des
thatsächlichen Bestandes eines Lehrverhältnisses zwischen Drabek und seinem
Lehrherrn , noch die sonstigen zwischen demselben und der Genoffenschaft der
Dachdecker in Wien bestehenden Rechte und Pflichten berührt.

I«.
(Erweiterung einer Betriebsaulage . )

Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 8. November 1900,
Z . 93120 (M .-Z . 120926/XVII ) :

Das k. k. Ministerium des Innern hat mit dem Erlasse vom 10 . Oc-
tober 1900 , Z . 32730 , Nachstehendes eröffnet:

Mit dem Bescheide des magistratischen Bezirksamtes für den XIX . Bezirk
in Wien vom 22 . März 1900 , Z . 6649 , war das Ansuchen des Eduard
Hauser um die Bewilligung zur Einbeziehung der ibm gehörigen in Grinzing,
Ried Steinberg gelegenen Parcellen Nr . 948/2 , 949/2 , 950/2 , 951/2 , 952/1,
954/2 , 956/9 , 957/1 und 959/2 in den von ihm dortselbst auf den angrenzenden
Parcellen seit Jahren betriebenen Steinbrnch nach durchgesührtem Edictal-
verfahren abgewiesen worden.

Über den dagegen eingebrachten Necurs des Eduard Hauser hat die
k. k. Statthalterei mit der Entscheidung vom 19 . Juli 1900 , Z . 55200 , unter
Behebung der erstinstanzlichen Entscheidung dem Genannten die gewerbs-
behördliche Genehmigung zur Erweiterung seiner Steinbrnchanlage im Sinne
des Projectes unter mehrfachen Bedingungen , und zwar insbesondere gegen
dem ertheilt , dass im Falle des Baues und der Inbetriebsetzung der projectierten
Kleinbahnlinie durch die Cobenzlstraße der Steinbruchunteruehmer sich mit der
Bahnbetriebsunternehmnng bezüglich der Sprengzeiten in das Einvernehmen
zu setzen und sohin um die einschlägige gewerbsbehördliche Genehmigung ein-
zuschreiten habe.

Ferner wurde der Gewerbebehörde das Recht Vorbehalten , für den Fall
als sich trotz Befolgung der Consensbedingungen ans dem Steinbruchbetriebe
im öffentlichen Interesse unstatthafte Gefährdungen oder Belästigungen für
die Nachbarschaft ergeben sollten , nach freiem Ermessen die erforderlichen
weiteren Anordnungen zu treffen und nöthigenfalls mit der Einschränkung
oder selbst gänzlichen Einstellung des Betriebes vorzugehen.

Gegen diese Entscheidung haben die Gemeinde Wien , die Allgemeine
holländisch -österreichische Baugesellschaft , die Bauunternehmung Djörup L
Comp , und der Genehmigungswerber Eduard Hauser rechtzeitig Ministerial-
recurse eingebracht.

1*
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- Die Ausführungen der Recurse der Gemeinde Wien und der genannten
Anrainer richten sich in der Hauptsache dagegen , dass der angefochtenen Ge¬
nehmigung öffentliche Interessen entgegenstehen , welche die Statthalterei ent¬
sprechend zu berücksichtigen unterlassen habe . Als solche öffentliche Jntereffen
werden angegeben zunächst die Bestimmung Grinzings zu einem Villenviertel
und die . Verunstaltung des Landschastsbildes durch di - Steinbrnchanlage.

Hiegegen ist zunächst zu bemerken , dass zur Wahrung öffentlicher Jntereffen
bei der Errichtung von gewerblichen Betriebsanlagen die Gewerbebehörden
von amtswegen berufen sind , und daher weder der Gemeinde noch den An¬
rainern eine Vertretung dieser Interessen zukommt und auch ein Recursrecht
gegen deren angeblich ungenügende Berücksichtigung nur insoweit znsteht , als
diese öffentlichen Interessen durch eine gesetzliche Bestmimung besonders ge¬
schützt sind . Dies trifft jedoch im vorliegenden Falle nicht zu , da nach Z8 25
»nd 32 G .-O . bei der Prüfung der Zulässigkeit von Betriebsanlagen nur
solche Gefahren oder Belästigungen sicherheits - oder sanitätspolizeilicher Natur,
welche durch die physische Einwirkung der Anlage auf ihre Umgebung ent¬
stehen können , in Rücksicht zu ziehen sind.

Aus diesen Erwägungen müssen diese, sowie auch die weiteren Recurs-
einwendungen bezüglich der Erschwerung der Herstellung neuer Commnnica-
tionen , des Verkehres auf der Cobenzlstraße , der Abnützung dieser Straße »nd
der hiedurch erwachsenden finanziellen Lasten , sowie der Ermöglichung des
Forlbetriebes der besagten Anlage durch die gestattete Erweiterung als un¬
zulässig zurückgewiesen werden.

Die Holländisch - österreichische Ballgesellschaft »nd die Firma Djörnp L
Comp , haben ferner aus dem Grunde Einwendungen erhoben , weil sie eine
Gefährdung oder Belästigung der auf ihren Grundstücken projeclierten Villeu-
anlagen und demnach eine Entwertung dieser Grundstücke befürchten.

Diesem Theile des Recurses konnte keine Folge gegeben werden , weil
bei Beurtheilung der Zulässigkeit einer Betriebsanlage nur der Einfluss der
Anlage auf die Umgebung , wie sich selbe im Zeitpunkte der Genehmigung be¬
findet , in Rücksicht gezogen werden kann , und die Gewerbeordnung die Be¬
hörden nicht ermächtigt , auf die finanziellen Rückwirkungen der Anlage für
die Nachbarschaft Bedacht zu nehmen.

Es wurde jedoch weder von den Anrainern nachgewiesen , noch auch von
amtswegen erhoben , dass durch die geplante Erweiterung des Steinbrnches
den Anrainern größere , und zwar unzulässige Belästigungen entstehen werden,
als durch den bisherigen Betrieb.

Durch das Ergebnis der Behandlungen wurde im Gegentheile sicher¬
gestellt , dass durch die Steivgewinnnug ans den nunmehr zum Steinbrnche
einzubeziehenden Parcellen sich die bestehenden Verhältnisse sowohl für den
Straßenverkehr als auch für die Anrainer bessern werden.

Der Recurs des Eduard Hauser  richtet sich zunächst gegen die von
der Statthallerei gestellte Bedingung , dass im Falle des Baues und Betriebes
einer Kleinbahn durch die Cobenzlstraße der Steinbruchnnlernehmer sich mit
der Bahnbctriebsunternehmung bezüglich der Sprengzeiten ins Einvernehmen
zu setzen und sohin um die bezügliche nachträgliche gewerbebehördliche Ge¬
nehmigung nachznsuchen habe.

Das Ministerium des Innern findet diesem Recursbegehren Folge zu
geben und diese Consensbedingung ans dem bereits früher erwähnten Grunde
zu beheben , weil bei Bewilligung von Betriebsanlagen nur die zur Zeit der
Genehmigung der Anlage bestehenden Verhältnisse der Nachbarschaft ^ zu be¬
rücksichtigen sind und auch die Vorschriften des K 99 der Eisenbahn -Betriebs¬
ordnung vom 16 . November 1851 , R .- G .-Bl . Nr . 1sr1852 , für die Beschränkung
des Eigenthums der Nachbarschaft den Bestand einer Bahn zur Voraus¬
setzung haben/

Sollte durch die Sprengung der Betrieb der zu erbauenden Kleinbahn
bedroht werden , so wird es dem Concessionär der Bahn obliegen , hiegegen
von dem ihm zustehenden Expropriationsrechte Gebrauch zu machen.

Der Recurs Hausers  wendet sich ferner gegen den in den Statt-
Halterei - Consens aufgenommenen Vorbehalt des Rechtes der Gewerbebehörden,
für den Fall des Eintretens von aus öffentlichen Interessen unstatthafte»
Gefährdungen oder Belästigungen für die Nachbarschaft aus dem Steinbrnch-
bctriebe denselben nach freiem Ermessen einzuschränken oder auch einzustellen,
und führt aus , dass dieser Vorbehalt unklar abgefasst sei, da aus demselben
nicht ersehe» werden könne , ob er sich auch ans den schon bestehenden Stein-
brnch beziehe . Ferner wird um gänzliche Eliminierung dieses Vorbehaltes
oder doch Einschränkung desselben auf das Recht der Gewerbebehörde , bei
Eintreten unstatthafter Gefährdung oder Belästigung der Nachbarschaft neue
Vorschriften für den Steinbruchbetricb erlaffen zu dürfen , gebeten . Diesem
Theile des Recurses findet das Ministerium des Innern theilweise Folge zn

eben und nach dem als Eventualbitte gestellten Recursbegehren den Vor-
ehalt in Abänderung der Statthalterei -Euischeidung wie folgt zn fassen : Es

bleibt den Gewerbebehörden Vorbehalten , wenn in gewerbepolizeilicher Hinsicht
unzulässige Schädlichkeiten aus dem Betriebe des Steinbruches auf den in
der Statthalterei -Entscheidung aufgeführten , neu einbezogenen Parcellen für
die Nachbarschaft der Anlage entstehen sollten , die nach ihrem Ermessen
erforderliche » Anordnungen zu treffen , damit diese Schädlichkeiten thunlichst
auf ein zulässiges Maß vermindert werden , und ist der Besitzer der Anlage
gehalten , diesen Anordnungen nachzukommen.

Hiezu bestimmt die Erwägung , dass einerseits der Vorbehalt der Slatt-
halterei offenbar auch nur die Beschränkung des Steinbruchbetnebes aus den
neuen Parcellen im Auge hatte und dass andererseits nach dem erhobenen
Thatbestande der Vorbehalt in obiger Fassung für den Fall einer wider
Erwarten dennoch eintretenden Erhöhung der Gefährdung oder Belästigung
der Nachbarschaft durch die Erweiterung des Steinbruches den Gewerbe¬
behörden ausreichende Möglichkeit bietet , den Anrainern weitgehenden Schutz
zn gewähren.

^Aus diesen Erwägungen musste das Ministerium des Innern den von
der Statthalterei ertheilten Consens zur Erweiterung des Steinbruches auf¬
recht erhalten , dagegen jene Bedingung , welche den Schutz der projektierten
Kleinbahn bezweckt, beheben und den im Consense enthaltenen Vorbehalt in
der früher angegebenen Weise abändern.

Das Ministerium des Innern findet in Wahrung öffentlicher Interessen
dem ertheilten und im vorstehenden modificierten Consense noch die Bedingung
beizufügen , dass an den Grenzen der in den Steinbrnch einbezogenen Parcellen
gegen die Nachbargrnndstücke eine wenigstens 1 m breite Berme zu belassen
und die obere Grenze derselben mit einer standhaften und stets in gutem
Zustande zn erhaltenden Einfriedung zn versehen ist. "

Von diesem , dem magistratischen Bezirksamte für den XIX . Bezirk in
Wien bereits am 18 . Oktober 1900 sub Z . 93l20 intimierten Erlasse werden
mit Rücksicht auf die in demselben enthaltenen Aussprüche principieller Natur
sämmtliche k. k. Bezirkshanptmanuschaften in Niederösterreich , der Wiener
Magistrat und sämmtliche magistratischen Bezirksämter mit Ausnahme jenes
für den XIX . Bezirk , weiters die Stadträthe in Wr .-Neustadt und Waidhofen
a . d . Ubbs , die f. k. Polizei -Direclion in Wien , die k. k. Gewerbeinsprctorate
für den I . und II . Aufsichtsbezirk in Wien , endlich die n .-ö. Handels - und
Gewerbekammer in Wien verständigt.

11 .
(Termin für die Vorlage des Ausweises über den

Zuwachs an Sprengmittel -Magazinen . )
Die k. k. n.-ö. Statthaltern hat mit Circular -Erlass vom

14 . November 1900 , Z . 93238 (M .-Z . 122043/XIV ), Nach¬
stehendes bekamitgegeben:

In dem mit dem Erlasse vom 26 . Juni 1900 , Z . 3644/Pr . zngestellten
Verzeichnisse über die von den politischen Behörden periodisch zu erstattenden
Eingaben ist als Termin für die Erstattnng des Ausweises über den Zuwachs
an Sprengmittel - Magazinen unter Post 34 der >0 . März , 10 . Juni , 10 . Sep¬
tember und 10 . December angeführt.

Da jedoch laut Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom
25 . April 1880 , Z . 5763 (Statthalterei -Erlass vom 6 . Mai 1880 , Z . 15584 ) ,
der erwähnte Bericht nur am Schluffe jedes Jahres vorzulegen ist, sind die
hinausgegebenen Exemplare des erwähnte » Verzeichnisses nebst Anhang II
sMonatsübersicht ) entsprechend zu berichtigen , und ist der bezügliche Bericht
nur alljährlich mit Jahresschluss , und zwar längstens bis 10 Jänner jedes
Jahres anher vorzulegen.

Dieser Erlass ergeht an alle k. k. Bezirkshanptmanuschaften , die k. k.
Polizei -Direction in Wien — an diese, welcher eine bezügliche Berichterstattung
nicht obliegt , lediglich zum Zwecke der Berichtigung des eingangs erwähnten
Verzeichnisses — an den Wiener Magistrat — durch letzteren an alle magi¬
stratischen Bezirksämter in Wien — ferner an die Stadträthe in Wiener-
Neustadt und Waidhosen au der Ubbs.

Die k. k. Bezirkshauptmannschaft Floridsdorf hat das zweite ihr zn-
kommende Pare dieses Erlasses seinerzeit der k. k. Bezirkshauptmannschaft
Unter -Gänserndorf bei ihrer Aktivierung zu übergeben.

Hiemit erledigen sich die Berichte:
1 . der k. k. Bezirkshauptmannschaft Amstetten vom 11 . October 1900,

Z . 14680;
2 . der k. k. Bezirkshauptmannschaft Korneuburg vom 2 . October 1900,

Z . 26836;
3 . ber k. k. Bezirkshauptmannschaft Lilienfeld vom 10 . October 1900,

Z 14258;
4 . der k. k. Bezirkshauptmannschaft Melk vom 4 . October 1900,

Z . 16870.

12 .

(Cousurnvereine köuuen die Abfüllung von Bier iu
Flaschen ( Ministerin ! Verordnung vom 30 . März
I8SS , R .-G . Bl . Nr . 64 ) nur ans Grund einer

Coneefsion betreiben .)
Die k. k. n.-ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 16 . No¬

vember 1900 , Z . 96666 (M .-Z . 122279 ox 1900 ), nachstehenden
Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 13 . October 1900,
Z . 34523 , an die k. k. Statthalterei in Prag als Circular-
Erlass dem Wiener Magistrate zur Kenntnis gebracht:

Im Anschlüsse wird der k. k. Statthalterei eine an das k. k. Handels¬
ministerium gerichtete und von diesem mit Note pom 18 . September 1900,
Z 36911 , anher geleitete Eingabe der Gast - und Schankwirte -Genossen-
schaft in Görkan übermittelt , i» welcher anlässlich der von der k. k. Statt-
halterei in einem coucreten Falle getroffene Entscheidung vom 6 . März 1900,
Z . 21308 , eine Aufklärung über die Frage erbeten wird , ob und inwieweit
die Bestimmungen der Ministerial -Verordnung vom 30 . März 1899 , N .- G .-Bl.
Nr . 64 , betreffend die Regelung des Flaschenbierhandels , auf Tonsumvereine
zur Anwendung gelangen.
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Das Ministerium des Innern findet im Einvernehmen mit dem k. k.
Handelsmini terium und der k. k, Statthalterei diesfalls Nachstehendes zu eröffnen :

Die Tonsnmvereine waren bestrebt , ans dem Gesetze vom 9. April
1873 , N .-G .-Bl . Nr . 70 , das Recht abzuleiten , ihren Mitgliedern Bier , Wein
und gebrannte geistige Getränke verabreichen zu dürfen , ohne an die
Erlangung einer diesbezüglichen gewerberechtlichen Concession gebunden zu sein.

Das Ministerium des Innern hat jedoch — abweichend von dem in
dieser Frage ursprünglich eingenommenen Standpunkte — in neuerer Zeit bei
Benrtheilnng einzelner dem Ministerium zur Entscheidung vorgelegener Fälle
im Einvernehmen mit dem Handelsministerium an der gcgentheiligen Praxis
festgehalten.

Diese Praxis stützt sich auf die Vorschrift des Z 92 des Gesetzes vom
9. April 1873 , N .-G .-Bl . Nr . 70 , betreffend die Erwerbs - und Wirlschafts-
Genofsenschaften , derzufolge die Genossenschaft , wenn sie eine Unternehmung
betreiben will , zn welcher eine staatliche Bewilligung (Concession ) gesetzlich
erforderlich ist, zur Erwirkurg dieser Bewilligung verpflichtet erscheint.

In materieller Hinsicht war hiefür insbesondere die Erwägung be¬
stimmend , dass bei derartigen Betrieben zweifellos dieselbe» Rücksichten öffent¬
licher Natur in Betracht kommen , wie bei dem gleichartigen Betriebe eines
einzelnen Gewerbetreibenden.

Diese hierortige Praxis hat neueste »? in dem Erkenntnisse deS Ver-
wallnngsgerichtshofes vom 26 . Mai 1899 , Z . 3893 , ihre Bestätigung gefunden.
In dem bezogenen Erkenntnisse hat der Veiwaltnngsgerichtshof seine NechtS-
auschaunng dahin ausgesprochen , dass unter die Bestimmungen des Z 92 des
Gesetzes vom 9 . April 1873 , N .-G .- Bl . Nr . 70 . alle Unternehmungen ein-
znreihen sind , zn welchen nach irgend welchen bestehenden gesetzlichen Vor¬
schriften eine ausdrückliche staatliche Bewilligung erforderlich ist ohne Rücksicht
darauf , ob der Betrieb als gewerblicher im Sinne der Gewerbeordnung
anzusehen ist oder nicht.

Im Hinblicke hierauf kann auch Erwerbs - und Wirtschafts -Genossen¬
schaften bei aller Würdigung ihrer großen und volkswirtschaftlichen Bedeutung
der Betrieb von solche» Unternehmungen , für deren gewerbsmäßigen Betrieb
nach den Bestimmungen der Gewerbeordnung eine Concession erwirkt werden
müsste , nur dann gestattet werden , wenn die erforderliche gewerbliche Con-
cession vorher erwirkt worden ist.

Hienach sind auch die Consumvereine , falls sie das durch die Ministerial-
Verordnung vom 30 . März 1899 , R .-G .-Bl . Nr . 64 , betreffend die Regelung
deS Flaschrnbierhandels , an die Erlangung einer Concession gebundene Flaschen-
bierabfüllen betreiben wollen , verpflichtet , eine bezügliche Concession zn
erwirken.

I ».
(Bezug von Chloroform für Zwecke eines Gewerbe¬

betriebes . )
Matthias Weber,  Inhaber einer Färberei und chemischen Wäscherei,

XVIII . Bezirk , Martinsstraße 89 , ist beim magistratischen Bezirksamte unterm
23 . März 1900 um Ertheilung einer Giflbezugs -Licenz für Chloroform mit der
Begründung eingeschritten , dass er diese Substanz in seinem Gewerbebetriebe
benöthige.

Dieses Ansuchen wurde vom magistratischen Bezirksamle für den
XVIII . Bezirk am 26 . Mai 1900 , Z . 13040 , in der Erwägung abgewiesen,
dass Chloroform kein Gift im Sinne des Z 1 der Ministerial -Verordnnng vom
21 . April 1876 , R - G .-Bl . Nr . 60 , sei, sondern unter die im Z 16 dieser
Verordnung anfgezählten Artikel gehöre , die nur an die zum Handel mit den¬
selben oder zur Führung einer Apotheke berechtigten Personen , an gewerbs¬
mäßige Erzeuger von Chemikalien , oder an wissenschaftliche Institute und
öffentliche Lehranstalten verkauft werden dürfen.

Diese Entscheidung wurde über Recurs des Matthias Weber  mit
Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 2 . August 1900 , Z . 55724 , „ aus dem
Grunde der angefochtenen Entscheidung " bestätigt.

Dem hiegegen eingebrachten Ministerial -Recurse wurde jedoch Folge ge¬
geben . Der bezügliche Erlass der k. k. Ministeriums des Innern vom 28 . No¬
vember 1900 , Z . 106708 , lautet:

Das k. k. Ministerium des Innern hat mit dem Erlasse vom 21 . No¬
vember 1900 , Z . 34596 , über den Recurs des Matthias Weber,  Inhaber
einer Färberei und chemischen Wäscherei in Wien , gegen die Entscheidung vom
2 . August 1900 , Z . 55724 , mit welcher demselben in Bestätigung des Be¬
scheides des magistratischen Bezirksamtes für den XVIII . Gemeindebezirk vom
26 . Mai 1900 , Z . 13040 , die Bewilligung zum Bezüge von Chloroform ver¬
weigert wurde , ausgesprochen , dass die Ertheilung der Bewilligung zum Be¬
züge von Chloroform an den Genannten für Zwecke seines Gewerbebetriebes
keinem Anstande unterliegt . (G .-Z . 45811 , magistratisches Bezirksamt für den
XVIII . Bezirk .)

14 .

(Verbot des Hausierhandels auf dem Gebiete der
Stadt Szombathely , der Gemeinde Nezsider und

der Stadt Karezag .)
Die k. k. n .- ö. Statthaltcrei hat mit Erlass vom 22 . No¬

vember 1900 , Z . 99505 ( M .-Z . 122660/XV1II ), dem Wiener
Magistrate Folgendes eröffnet:

Laut Mittheilniigen des königlich ungarischen Handelsministeriums vom
17 . September 1900 , Z . 66078 , beziehnngsweise vom 22 . September und

3 . October 1900 , ZZ . 66077 und 69158 , wurde die Ausübung des Hausier¬
handels ans dem Gebiete der Stadt Szombathely (Comitat Vas ), der Gemeinde
Nezsider (Neusiedl am See ) Comilat Moson (Wieselburg ), endlich der Stadt
Karczag (Comitat Jasz -Nagykun -Szolnok ) unter Anfrechterhaltung der im
Z 17 der bestehenden Hausiervorschriften und in den diesen Paragraphen er¬
gänzenden Nachtrags -Verordnungen den Bewohnern gewisser Gegenden ge¬
währten Rechte verboten.

Hievon werden über Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom
29 . October 1900 , . Z . 38517 , die k. k. Bezirkshauptmaunschafte » , die k. k.
Polizei -Direction in Wien , der Wiener Magistrat und die Stadträthe Wiener-
Neustadt und Waidhofen a. d. Dbbs unter Hinweis ans den Z 10 des Hausier-
patcntes in Kenntnis gesetzt.

15

(Ergänzung der Wahlordnung für die Gewerbe¬
gerichte.)

Verordnung der Minister des Innern , der Justiz und des

Handels vom 27 . November 1900 , mit welcher die Wahlorduung
für die Gewerbegerichte ergänzt wird ( N .-G .-Bl . Nr . 197 ) :

Auf Grund des Z 10 , Absatz 4 des Gesetzes vom 27 . November 1896,
R .-G .-Bl . Nr . 218 , wird in Ergänzung der ZZ 2 und 3 der Ministerial-
Verordnnng vom 23 . April 1898 , R .-G .-Bl . Nr . 56 , betreffend die Durch¬
führung der Wahlen der Beisitzer und Ersatzmänner der Gewerbegerichte,
sowie der Beisitzer der Berufungsgerichte , verordnet:

Die politische Landesbehörde ist ermächtigt , an Stelle der im Z 2,
Absatz 1 der oben berufenen Ministerial -Verordnung den Betriebsinhabern
eingeräumten achttägigen Meldefrist für den Umfang eines Gewerbegerichts-
sprengels , sofern es die örtlichen Verhältnisse geboten erscheinen lassen, eine
längere , jedoch drei Wochen nicht überschreitende Frist in der WahlauSschreibnng
zn bestimmen.

8 2.
Ist eine derartige Erstreckung erfolgt , so haben die Gemeinden des be¬

treffenden Gewerbegerichtssprengels die durch Z 3 der obigen Ministerial-
Verordnung geregelte Auslegung der Wählerlisten und Vorlage eines Pare
derselben an die Gewerbebchörde erster Instanz während der dritten Woche
nach Ablauf der erstreckten Meldefrist zu bewirken.

8 3.

Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Kundmachung in Wirk¬
samkeit.

1«.
(Thierärztliche Untersuchung der aus de» Länder»
der ungarischen Krone nach dem im Neichsrathe
vertretenen Königreichen und Ländern im Strahen-

verkehre eingebrachten Thiere . )
Verordnung des Ministeriums des Innern im Einvernehmen

mit den Ministerien der Justiz , des Handels und des Ackerbaues
vom 1 . December 1900 , betreffend die thierärztliche Untersuchung
der ans den Ländern der ungarischen Krone nach den im Reichs-
rathe vertretenen Königreichen und Ländern im Straßenverkehre
eingebrachten Thiere ( N .-G .-Bl . Nr . 202 ) :

Mit Rücksicht auf die Bestimmungen des Artikels VII des ersten Capitels
im I . Theile der kaiserlichen Verordnung vom 21 . September 1899 , R .-G .-Bl.
Nr . 176 , und der Ministerial -Verordnung vom 22 . September 1899 , R .-G .-Bl.
Nr . 179 , wonach im gegenseitigen Viehverkehre zwischen den im Reichsrathe
vertretenen Könichreichen und Ländern und den Ländern der ungarischen Krone
die aus dem anderen Staatsgebiete eingebrachten Thiere einer thierärztlichen
Beschau am Bestimmungsorte unterzogen werden könne » , findet das Ministerium
des Innern im Einvernehmen mit den Ministerien der Justiz , des Handels
und des Ackerbaues zur Vermeidung einer,Verbreitung ansteckender Thierkrank¬
heiten ans Grund des Z 3 des allgemeinen Thierseuchengesetzes vom 29 . Februar
1880 , R .-G .-Bl . Nr . 35 , anzuordnen , wie folgt:

8
Parteien , welche Thiere im Straßenverkehre aus den Länder » der unga¬

rischen Krone nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern
einführen , haben das Einlangen dieser Thiere binnen 24 Stunden dem Ge¬
meindevorsteher des Bestimmungsortes anznzeigen.

Dieser ist verpflichtet , die Anzeige binnen weiteren 24 Stunden an die
Politische Behörde I . Instanz zn leiten.

8 2.
Die eingelangten Thiere sind am Bestimmungsorte der thierärztlichen

Beschau zu unterziehen , welche von der politischen Behörde I . Instanz thun-
lichst nach Eintreffen der Anzeige zu verfügen ist.
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Nicht verbotswidrig eingebrachte Thiere , bezüglich welcher bei dieser Be¬
schau veterinär -polizeiliche Bedenken nicht festgestellt wurden , sind unverzüglich
dem freien Verkehre zu übergeben.

Z 3-
In Fällen der Übertretung der vorstehenden Anordnungen ist nach Vor¬

schrift des Gesetzes vom 24 . Mai 1882 , R .-G .-Bl . Nr . 51 , vorzugehen.

8 4.
Diese Verordnung , durch welche die geltenden Bestimmungen über die

thierärztliche Beschau der im Eisenbahnverkehre einzubringenden Thiere nicht
berührt werden , tritt 14 Tage nach ihrer Kundmachung in Kraft.

17.
(Trottoirherstellung . )

Die Baudeputation für Wien hat mit Erlass vom 6 . De-

cember 1900 , Z . 254 (B .-A .-Z . 59451/III ) , dem magistratischen
Bezirksamte für den III . Bezirk Nachstehendes zur Kenntnis
gebracht:

Mit der Entscheidung vom 29 . Jänner 1900 , Z . 123/B .-D ., hat die
Baudepntation den seitens des magistratischen Bezirksamtes für den III . Wiener
Gemeindebezirk unter dem 25 . August 1898 , Z . 39670 , an Elise v. Singer-
Bach in Wien als Eigenthümerin des Hauses Nr . 3 der Sophicnbrücken-
gasse erlassenen Auftrag , das vor diesem Hause befindliche Trottoir bei Straf¬
vermeidung binnen 14 Tagen in ordnungsmäßigen Stand zu versetzen,
behoben.

Das k. k. Ministerium des Innern hat laut Erlasses vom 28 . No¬
vember 1900 , Z . 38715 , dem hiegcgen von der Gemeinde Wien eingebrachten
Recurse Folge zu geben , die angefochtene Baudepntations - Entscheidnng außer
Kraft zu setzen und den bezogenen bezirlsamtlichen Auftrag wieder herzustellen
gefunden.

Diese Entscheidung beruht , auf der Erwägung , dass der Eigenthümer
eines neuen Gebäudes , um den Übergang der ihm gemäß Z 61 , Alinea 1 der
Bauordnung für Wien vom 17 . Jänner 1883 , L.-G .-Bl . Nr . 35 , obliegenden
Verpflichtung zur Erhaltung des vor dem Gebäude hergestellten Trottoirs auf
die Gemeinde zu bewirken , dessen Übergabe zu beantragen hat , beziehungsweise,
insolange ein solcher Antrag nicht gestellt wurde , zur Instandhaltung des
Trottoirs verpflichtet ist , wogegen die der Gemeinde im Alinea 2 des be¬
zogenen Paragraphen zur Übernahme gesetzte Frist nur die Bedeutung hat,
dass , wenn der Hauseigenthümer seiner Übergabspflicht durch Stellung des
bezüglichen Antrages entsprochen hat , die Gemeinde sich ihrer Übernahms¬
verpflichtung nicht länger als ein Jahr , von der vorschriftsmäßigen Herstellung
an gerechnet , entziehen darf.

Nachdem nun im vorliegenden Falle die Schadhaftigkeit des vor dem
bezeichnet « : Hause befindlichen Trottoirs als erwiesen anzusehen ist, die Haus-
eigenthümerin Elise v . Singer - Bach aber weder die Nichtigkeit ihrer Be¬
hauptung , es habe seinerzeit eine Übergabe dieses Trottoirs an die Gemeinde
stattgesunden , noch die Stellung eines hierauf abzielenden Antrages zu be¬
weisen vermochte , war der an die Genannte erlassene Auftrag , das Trottoir
in vorschriftsmäßigen Stand zu setzen, gesetzlich begründet , und musste derselbe
demnach unter Behebung der das Gegentheil aussprechenden Bandeputations-
Enlscheidung wieder hergestellt werden.

Die Beilagen dieses Berichtes vom 12 . October 1900 , Z . 20480 , folgen
zur weiteren Verhandlung zurück.

18.
(Öffentliche Sammlungen .)

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 12 . December 1900,
Z . 101891 (M .-Z . 128577/III ), dem Gersthofer Kirchenmusikvereine
in Wien über dessen Einschreiten vom 18 . October 1900 die Bewilligung zur
Sammlung freiwilliger Beiträge bei bekannten Wohlthätern in Niederösterreich
mit Ausschluss der Sammlung von Hans zu Haus bis zum 31 . December
1901 behufs theilweiser Bedeckung der noch unberichtigten Kosten der Er¬
richtung der heil . Leopold -Votiv - und Pfarrkirche im XVIII . Wiener Ge¬
meindebezirke ertheilt.

Vor Beginn der Sammlung in jedem einzelnen Bezirke und in jedem
einzelnen Orte wird das Bewilligungsdecret von der Bezirksbehörde , beziehungs¬
weise der Gemeindevorstehung zu vidieren sein.

1».
(Ausnahmsbestimmungen hinsichtlich der Regelung
der Sonntagsruhe am 23 . und 3V . December 1000 . )

Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume
Österreich unter der Enns vom 14 . December 1900 , Z . 112611,
womit für mehrere Kategorien von Gewerben Ausnahmsbestim¬
mungen hinsichtlich der Regelung der Sonntagsruhe am 23 . und
30 . December erlassen werden (L.-G .- und V .-Bl . Nr . 68 *) :

- ' ) Von dieser Kundmachung wurde n»r der auf Wien bezugnehmendeTheil hier ab¬
gedruckt.

Auf Grund des Z 1, Artikel VII und IX des Gesetzes vom 16 . Jänner
1895 , N .-G .-Bl . Nr . 21 , werden in Betreff der auf den 23 . December und
30 . December 1900 fallenden Sonntage folgende Ausnahmsbestimmungen für
die nachstehend genannten Kategorien von Gewerben getroffen:

I . Bäckergewerbe.

Die Sonntagsarbeit ist am 23 . und 30 . December 1900 sowohl beider
Erzeugung als auch beim Verschleiße im ganzen Erzherzogthume den ganzen
Tag gestattet.

II . Handelsgewerbe.

X . Für die k. k. Neichshaupt - und Residenzstadt Wien.
a) Beim Handelsgewerbe (mit Ausschluss des Lebensmittelhandels ), sowie

für den Verschleiß bei Productionsgewerben , insoweit derselbe nicht nach
Artikel VI und VII des Gesetzes vom 16 . Jänner 1895 , R .-G .-Bl.
Nr . 21 , geregelt erscheint , ist am 23 . und 30 . December 1900 der Ver¬
kauf der Waren von 7 Uhr früh bis 5 Uhr nachmittags gestattet.

b ) Bezüglich des Lebensmittelhandels bleiben für den 23 . December 1900
die mit der hieramtlichen Knndmachnng vom 31 . Mai 1896 , Z . 50839,
L.-G - und V .-Bl . Nr . 40 , für den letzten Sonntag vor Weihnachten
festgesetzten Verkaufsstunden (6 Uhr früh bis 11 Uhr vormittags und
4 Uhr nachmittags bis 9 Uhr abends ) ungeändert.

Für den 30 . December 1900 werden die Verkaufsstunden für den
Lebensmittelhandel in gleicher Weise wie für den 23 . December 1900
festgesetzt.

o) Den Papier -, Zeichnen - und Schreibwarenhändlern in Wien , welche
diesen Handel auf Grund eines auf diesen Betrieb lautenden Gewerbe¬
scheines entweder allein oder in Verbindung mit anderen Gewerben
betreiben , wird der Verkauf der in ihre Gewerbebefugnis einschlagenden
Artikel am Sonntag den 30 . December 1900 in der Zeit von 8 Uhr
früh bis 12 Uhr mittags und von 2 Uhr nachmittags bis 8 Uhr abends
gestattet.

n. Ulmnativlieflinummgell.
51adtta1h:

20 .
(Städtisches Voll - nnd Schwimmbad in Hernals .)

Der Stadtrath hat mit Beschluss vom 6 . December 1900 , Z . 13876
(V .-Z . 2508/VII ), gestattet , dass die städtischen Beamten , Aspiranten , Diurnisten,
Diener und die diesen gleichgestellten städtischen Bediensteten das Hernalser Voll-
und Schwimmbad mit einem 50percenligen Nachlasse von den Badekartenpreisen
unter den gleichen Bestimmungen , wie solche für die Benützung des Donaubades
und des Therestenbades bestehen , benützen können.

Magistrat:
21 .

(Bei Baulinienbekauutgaben sind die Plätze als
solche , nicht aber mit den Namen und Breiten der

eiumnndenden Straßen z» bezeichnen .)
Erlass des Magistrats -Vice -Directors Preyer  vom 10 . No¬

vember 1900 (M .-Z . 119461/IX ) :
Es ist gelegentlich der beim Magistrate gepflogenen Verhandlungen über

Parcellierungs -Angelegenheiten die Wahrnehmung gemacht worden , dass bei
ämtlicher Bekanntgabe der Baulinien an die Realitätenbesitzer in den Ban¬
linienplan seitens mehrerer Stadtbauamts -Abtheilungen selbst dort , wo die
in Frage kommenden Baulinien einen projectierten Platz zu begrenzen be¬
stimmt sind , nicht die Bezeichnung „ Platz " eingetragen , sondern der Name
und selbst die Straßenbreite jener Straße oder Gasse angegeben wird , in
deren Verlängerung die Baulinie des Platzes gelegen ist, so dass der Platz
nur auf jenen Raum beschränkt erscheint , welcher,  nach Abzug des für die
Straßenverlängerung über den Platz hinweg erforderlichen Grundes im
Innern übrig bleibt.

Dieser Vorgang ist einerseits deshalb unrichtig , weil eine öffentliche
Verkehrsfläche nicht gleichzeitig Platz und Straße sein kann und als Platz
der ganze zwischen den umlausenden Baulinien gelegene Raum anzusehen ist,
ohne Rücksicht darauf , ob an den Banlinien Fahrbahnen nnd im Innern
etwa Gartenanlagen angelegt werden oder nicht ; andererseits kann dieser
Vorgang zu einer schweren Schädigung der Gemeinde führen , da der Parcel-
liernngswerbcr , welcher nur auf einer Seite der „ Straße oder Gaffe " Bau¬
stellen erhält , nur den Grund für die „ Straße oder Gaffe " bis auf die Hälfte
der künftigen Breite unentgeltlich abzulreten hat , während er dann , wenn die
Baustellen nicht an einer „Straße oder Gasse " , sondern direct am Platze
liegen , zur unentgeltlichen Grundabtretung bis zum höchsten Maße von 23 m
verpflichtet ist.
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Es ist daher strenge darauf zu sehen, dass in derlei Fällen stets nur
die Bezeichnung „Platz " , wenn thunlich , unter Angabe der Platzbreite zwischen
den Baulinien des Platzes in die Baulinienpläne eingetragen und von der
Einzeichnung einer ideellen Straßenfortsetznng über den Platz hinweg gänzlich
abgesehen wird.

SS.

(Im Falle des Nichtbestandes eines Straßencanales
ist die Elnhebnng einer Canaieinmündungsgebür

unznlässig . )
Erlass des Magistrats -Directors Pr eher vom 12 . December

1900 , Z . 107442/IX:
Es hat sich nach den Wahrnehmungen des Magistrats -Departements XIX b

lsür Canalisiernngswesen ) wiederholt der Fall ereignet , dass anlässlich der
Ertheilnng eines Bauconsenses eine Canaleinmündungsgebiir eingehoben wurde,
trotzdem ein städtischer Unrathscanal , in welchem die Canaleinmündung erfolgen
könnte , noch nicht bestanden hat.

Eine Folge dieses Vorganges ist, dass der Bauherr unter Berufung ans
die erfolgte Zahlung der Canaleinmündungsgebür auf der schleunigsten Her¬
stellung des städtischen Straßencanales besteht , ohne Rücksicht darauf , ob der
Straßencanal im übrigen bereits nothwendig und projecliert und ob für die
Kosten der Canalherstellung budgetmäßig vorgesorgt ist oder nicht.

Es ist aber auch ein solcher Vorgang dem klaren Wortlaute des Z 1
des Gesetzes vom 19 . Jänner 1890 , L.-G .-Bl . Nr . 9 , zuwiderlaufend , wonach
die Berechtigung der Gemeinde zur Vorschreibnng einer Caualeinmündungs-
gebür erst nach der Erbauung des städtischen Unrathscanales einkitt.

Es ist daher künftighin die Einfordernng einer Canaleinmündungsgebür
in jenen Fällen zn unterlassen , wo ein Straßencanal , in welchen die Ein¬
mündung des Hauscanales erfolgen könnte , nicht besteht und ist dann , wenn
der Banwerber in dem Baupläne die Herstellung eines Hauscanales projektiert,
trotzdem ein Straßencanal nicht besteht , die Umänderung des Bauplanes in
dem Sinne zu verlangen , dass eine Senkgrube eingezeichnet , der Hanscanal
dagegen weggelassen wird.

Nur dann , wenn es sicher ist, dass die Herstellung des Straßencanales
vollendet sein wird , bis das Haus erbaut ist, kann zur Vereinfachung des
Vorganges die Baubewilligung für einen an den künftigen Straßencanal an¬
schließenden Hauscanal ertheilt werden , wenn der Bauwerber die entfallende
Canaleinmündungsgebür , jedoch vorläufig nur als Cantion , zu entrichten bereit
ist, und ist diese Caution erst nach wirklich erfolgter Erbauung des Straßen¬
canales zn den eigenen Geldern zu verrechnen.

In anderen Fällen erscheint eine auch nur sicherstellnngsweise Einzahlung
einer Canaleinmündungsgebür oder auch eine grundbücherliche Sicherstellung
umsoweniger nothwendig oder nützlich , als die Herstellung und Einmündung
eines Hauscanales in den städtischen Straßencanal einer baubehördlichen Ge¬
nehmigung bedarf , die Canaleinmündnngsgebür aber nach ß ll des Gesetzes
vom 19 . Jänner 1890 , R .-G .-Bl . Nr . 9 , vor Ertheilnng des Bauconsenses für
die Einmündung der Hauscanäle zu bezahlen ist und die Hinausgabe des
Bauconsenses vor Erfüllung der Verpflichtung verweigert werden kann.

Selbstverständlich kann die nach dem Schlusssätze des 8 58 der Bau¬
ordnung bei Erbauung eines Straßencanales an die Hauseigenthümer ergehende
Aufforderung , sofort den Hauscanal herzustellen und die Senkgrube zu be¬
seitigen , die Erwirkung des für die Herstellung des Hauscanales nothwendigen
Bauconsenses nicht ersetzen und ist daher bei einer solchen Aufforderung aus¬
drücklich ans die Nolhwendigkeit , vorher den Bauconsens zn erwirken , hin-
znweisen.

Ein etwa ohne Consens begonnener Hauscanalbau ist selbstverständlich
sofort einznstellen und ist die Strafamtshandlung einzuleiten.

2 ».

(Behandlung der Gesuche um Verleihung des Bürger¬
rechtes .)

Magistrats -Director Pr eher hat mit Erlass vom 30 . No¬
vember 1900 , M .-D .-Z . 3103 , Nachstehendes angeordnet:

Es wurde die Wahrnehmung gemacht , dass entgegen den Bestimmungen
des hierämtlichen Erlasses vom 8 . October 1900 , M .-D .-Z . 248l , in den
tabellarischen Übersichten , mit welchen die Gesuche um Verleihung des Bürger¬
rechtes der Stadt Wien vorgelegt werden , oft nur das angegeben ist, seit
welchen der Gesuchsteller in Wien das Heimatsrecht besitzt, während es mit
Rücksicht auf die Bestimmungen des Z 8 , Absatz 3 des Gemeindestatntes , auch ans
Monat und Tag ankommen kann . Das Gleiche gilt von der Besteuerung . Es
ist daher künftig in die bezeichnete Tabelle immer das genaue Datum einzu¬
setzen, von welchem an der Gesuchsteller in Wien heimatsberechtigt und be¬
steuert ist.

Da ferner ostniats Personen um die Verleihung des Bürgerrechtes ein-
schrciteu , welche den gesetzlichen Anforderungen nach Z 8 , Absatz 3 des Ge¬
meindestatntes nicht genügen , wodurch einerseits wegen der nothwendigerweise
erfolgenden Gesuchsabweisung den Parteien nnnöthige Stempelauslagen er¬
wachsen , andererseits das Amt ungerechtfertigt in Anspruch genommen wird,
finde ich Folgendes anzuordnen:

Wenn die betreffende Eingabe persönlich überreicht wird , ist sofort (noch
vor Befestigung oder Entwertung der Stempclmarken ) zn prüfen , ob die ge¬

setzlichen Bedingungen einer mindestens zehnjährigen Heimatsberechtigung und
Stenerleistung in Wien erfüllt sind ; im verneinenden Falle ist die Partei auf
dieselben aufmerksam zn machen , und ist ihr behufs Ersparnng von Stempel¬
auslagen , Kanzleitaxen u . s. w . naheznlegen , das Gesuch erst dann einznbringeu,
bis sie den Nachweis einer mindestens zehnjährigen Heimatsberechtignng und
Steuerleistung in Wien erbringen könne.

Wenn die Partei das Gesuch mit der Post einsendet , so ist sie vorzuladen,
in gleicher Weise zu belehren und zur Zurückziehung des Gesuches zu ver¬
anlaßen ; falls jedoch der fehlende Zeitraum ein geringer ist, so ist dem Ge¬
suchsteller , wenn er das Ansuchen nach Vorhalt der gesetzlichen Bestimmungen
ansrechthält , zu bedeuten , dass seine Eingabe erst nach Ablauf dieses Zeitraumes
in Behandlung genommen werden kann.

In diesem Falle ist der Act mit einer entsprechenden Amtsbemerknng zn
versehen und ohne weitere Meldung der Partei nach Ablauf der erforderlichen
Frist der Erledigung zuzuführen.

III. Gesetze
lion kesoilderer Wichtigkeit für den politischen ffe»

wallungMenst.
24

(Aufhebung des Gesetzes vom 16 . März I8SS,
L .-G .-Bl . Nr . SS , betreffend die Erhaltung vou Thier-
seuchenfouds behufs Tilgung der Rotz -, Wnrmkrank-

heit und des Milzbrandes der Einhufer .)
Gesetz vom 7. November 1900 (wirksam für das Land

Niederösterreich ), womit das Gesetz vom 16 . März 1899 , L.-G .-
Bl . Nr . 29 sx 1899 , betreffend die Erhaltung von Thierseuchen¬
fonds behufs Tilgung der Notz-, Wurmkrankheit und des Milz¬
brandes der Einhufer (Pferde , Manlthiere , Esel), aufgehoben wird
(L.-G .- und V .-Bl . Nr . 67 ) :

Über Antrag des Landtages Meines Erzherzogthumes Österreich unter
der Enns finde Ich anzuordnen , wie folgt:

Artikel I.

Das Gesetz vom 16 . März 1899 , L.-G .-Bl . Nr . 29 «r 1899 , betreffend
die Erhaltung von Thiersenchensonds behufs Tilgung der Rotz -, Wurmkrankheit
und des Milzbrandes der Einhufer (Pferde , Manlthiere , Esel), wird außer
Kraft gesetzt.

Artikel II.

Diese Bestimmungen treten mit 31 . December 1900 in Wirksamkeit.

Artikel III.

Ein bei Auflösung des Fondes für Pferde etwa verbleibender Activrest
ist dem Anstaltsfonde der Abtheilung für Pferdeverficherung der Niederöster¬
reichischen Landes -Versicherungsanstalt zuzuweisen.

Artikel IV.

Mit dem Vollzüge dieses Gesetzes sind Meine Minister des Innern und
des Ackerbaues betraut.

(Verzeichnis der im Neichsgesetzblatte und im Landes-
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre

ISS « pnblicierten Gesetze und Verordnungen . )
X. Reichsgesetzblntt.

Nr . IS « . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 19 . October 1900 , betreffend die Erweiterung der Ver-
zollnngsbesugnisse des k. k. Nebenzollamtes Johanngeorgenstadt ( Bahnhof ) .

Nr . ISI . Verordnung der Ministerien des Handels
und der Finanzen , einverständlich mit dem Obersten
Rechnungshöfe , vom 2 . November 1900 , betreffend die
Ausgabe neuer Einzahlungsscheine für Zahlungen von Steuern und öffent¬
lichen Abgaben im Anweisungsverkehre der Postsparcassa.

Nr . ISS . Kundmachung des Eisenbahnministerinms
vom 10 . November 1900 , betreffend die Übertragung der Aller¬
höchsten Concession für die Localbahn Schwarzenau — Waidhofen an der Thaya
an die Actiengesellschaft „ Localbahn Schwarzenau —Zwettl " und die Con-
cesfionsertheilung für eine normalspnrige Localbahn von Waidhofen an der
Thaya nach Zlabings.
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Nr. IST . Verordnung des Justizministeriums vom
11 . November 1900 , betreffend die Zuweisung der Ortsgemeinden
Kopriva und 8tjak zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Sesana im Küsten-
lande.

Nr. 1S4 . Verordnung der Ministerien der Justiz
und der Finanzen im Einvernehmen mit dem Obersten
Rechnungshöfe vom 12 . November 1900 , betreffend die
periodische depositenämtliche Erfolglassung von Coupons.

Nr. 1S5 . Verordnung des Ministers des Innern
vom 18 . November 1900 , betreffend die Arzneitaxe für das
Jahr 1901.

Nr. INK. Kaiserliches Patent vom 24. November
1900 , betreffend die Einberufung der Landtage von Böhmen, Galizien und
Lodomerien mit Krakau , Dalmatien , Österreich unter und ob der Enns , Salz¬
burg , Steiermark , Kärnten , Kram und der Bukowina , Mähren , Schlesien,
Tirol , Görz und Gradisca , Vorarlberg und Triest.

Nr. 1S7 . Verordnung der Ministerien des Innern,
der Justiz und des Handels vom 27 . November 1900,
mit welcher die Wahlordnung für die Gewerbegerichte ergänzt wird .* )

Nr. 1S8 . Verordnung der Ministerien der Finanzen
und des Handels vom 30 . November 1900 , betreffend die
Zulassung von Anweisungen der Österreichisch -ungarischen Bank auf Gold¬
münzen zur Entrichtung von Zöllen.

Nr. ISS . Verordnung des Justizministeriums vom
16 . November 1900 , betreffend die Activierung des Bezirksgerichtes
in Zakliczyn in Galizien.

Nr . 8VV . Verordnung der Ministerien des Acker¬
baues , des Innern , der Finanzen , des Handels und
der Eisenbahnen vom 22 . November 1900 , betreffend die
Ermächtigung des k. k. Hauptzollamtes in Olmütz zur Abfertigung der mit
der Post aus dem Auslande einlangenden Pflanzensendungen.

Nr . 801 . Verordnung des Justizministers vom
24 . November 1900 , betreffend die Änderung der Verordnungen vom
11 . December 1897 , R .-G .-Bl . Nr . 293 , und 8 . Jänner 1899 , N .-G .-Bl . Nr . 8
(Advocaten - Currenlientarif ) .

Nr . 202 . Verordnung des Ministeriums desJnnern
im Einvernehmen mit den Ministerien der Justiz , des
Handels und des Ackerbaues vom 1. December 1900,
betreffend die thierärztliche Untersuchung der aus den Ländern der ungarischen
Krone nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern im
Straßenverkehre eingebrachten Thiere .*)

Nr . 203 . Kundmachung der Ministerien der Finanzen
und des Handels vom 22 . November 1900 , betreffend die
Erweiterung der Verzollungsbesugnisse des Nebenzollamtes in Hermsdorf und
Errichtung einer Exposilur desselben auf dem Bahnhose daselbst.

Nr . 204 . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 24 . November 1900 , betreffend die Fristerstreckung für die Be-
triebseröffuung der Localbahn Chlumetz — Königstadtl.

Nr . 885 . Kaiserliche Verordnung vom 29 . No¬
vember 1900 , betreffend die Verwendbarkeit der Theilschuldverschreibuugen
des zweiten dalmatinischen Meliorationsfonds -Anlehens per 400 .000 bi zur
fruchtbringenden Anlegung von Stistungs -, Pupillar - und ähnlichen Capitalieu.

Nr . 808 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 29 . November 1900 , betreffend die Ermächtigung des königlich
ungarischen Hauptzollamtes Pressburg zur Abfertigung glatter Ganzseiden¬
waren zu dem Begünstiguugszolle von 200 fl.

* ) Erscheint i» dieser Nummer der „Verordnungen rc ." vollinhaltlich ausgenommen.

Nr . 207 . Verordnung des Justizministeriums vom
30 . November 1900 , betreffend die Zuweisung der Gemeinde und
des Gutsgebietes Bonarüwkä zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes in
Strryzöw.

Nr . 208 . Kundmachung des Handelsministeriums
vom 4 . December 1900 , betreffend die provisorische Zulassung der
Elektricitätszähler -Type XI -II zur aichamtlichen Beglaubigung.

Nr . 20S . Kundmachung des Finanzministeriums
Vom 29 . November 1900 , betreffend die Ermächtigung des k. k.
Hauptzollamtes II . Claffe in Gablonz zur Anwendung des summarischen
Ausageverfahrens im Eisenbahnverkehre , sowie zur zollfreien Behandlung von
voraus - und nachgeseudeten Reise -Effecten.

Nr . 210 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 29 . November 1900 , betreffend die Errichtung einer Zoll¬
expositur im Gebäude des Post - und Telegraphenamtes zu Gablonz.

Nr . 211 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 6 . December 1900 , betreffend die Feststellung der Farbe für
die im Stickereiveredlungsverkehre au den Geweben anzubringenden Jdcntitäls-
bezeichnuugen.

Nr . 212 . Verordnung des Finanzministeriums vom
6 . December 1900 , betreffend die Neuregelung der Verschleißpreise des
inländischen Fabriksalzes.

Nr . 213 . Erlass des Finanzministeriums vom
10 . December 1900 , betreffend den steuerfreienBezug von raffiniertem
Mineralöl unter der Dichte von 770 Grad zur Wärme -Erzeugnug für indu¬
strielle Zwecke.

Nr . 214 . Kundmachung des Ministeriums für
Landcsvertheidiguug und des Finanzministeriums vom
14 . December 1900 , womit im Grunde des mit dem Gesetze vom
25 . Juni 1895 , R .-G .-Bl . Nr . 100 , abgeänderten K 30 des Einquartieruugs-
gesetzes vom 11 . Juni 1879 , R .-G .-Bl . Nr . 93 , der für die Zeit vom I . Jänner
1901 bis Ende des Jahres 1910 wirksame Zinslarif festgesetzt und derselbe,
sowie die Einreihung der Gemeinden in die zehn Classen dieses Tarifes ver-
laulbart werden.

L. Landesgkschbiatt.
Nr . 65 . Kundmachung des k. k. Statthalters im

Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 28 . No¬
vember 1900 , Z . 107469 , betreffend das Erlöschen der in der
hierortigen Kundmachung vom 28 . November 1899 , Z . 98548 , L.-G .- und
V .-Bl . Nr . 75 für Niederösterreich bezeichnten Function des zur einstweiligen
Besorgung der Geschäfte der Wiener Ärztekammer bestellten k. k. Oberbezirks-
arztes Dr . Thomas Edlen v. Resch.

Nr . 88 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 6 . No¬
vember 1900 , Z . 92090 , betreffend die Bestellung eines Stell¬
vertreters des amtlichen Dampfkesselprüfungs -Commissärs für die politischen
Bezirke Amstetten , Lilienfeld , Melk , Scheibbs , St . Pölten und den Stadtbezirk
von Waidhofen an der Ibbs , ferner die Bestellung zweier Stellvertreter des
Dampskesselprüfungs -Commiffärs für die politischen Bezirke Floridsdorf , Ober-
Hollabrunn , Korneubung und Mistelbach.

Nr . 87 . Gesetz vom 7. November 1900 (wirksam
für das Land Niederösterreich ) , womit das Gesetz vom 16. März
1899 , L.- G .-Bl . Nr . 29 or 1899 , betreffend die Erhaltung von Thierseuchcn-
fonds behufs Tilgung der Rotz -, Wnrmkrankheit und des Milzbrandes der
Einhufer (Pferde , Maulthiere , Esel ), aufgehoben wird ? )

Nr . 88 . K u n dmach u n g des k. k. Statthalters
im Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
14 . December 1900 , Z . 112611 , womit für mehrere Kate¬
gorien von Gewerben Ausnahmsbestimmungen hinsichtlich der Regelung der
Sonntagsruhe am 23 . und 30 . December 1900 erlassen werden .**)

*1 Erscheint i» dieser Nummer der „Verordnungen rc ." vollinhaltlich ausgenommen.
»») In dieser Nummer der „Verordnungen rc ." erscheint nur der auf Wien bezug¬

nehmende Theil ausgenommen.
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